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Geſetz Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Stagten. 


—— Nr. 40. — 


(Nr, 2773.) Wieſenordnung für den Kreis Siegen; vom 28. Oktober 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, da die Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. uͤber die 
Benutzung der Privatfluͤſſe für die Verhaͤltniſſe des Kreiſes Siegen nicht 
uͤberall paſſen und ausreichen, da ferner uͤber die geſetzliche Kraft der fuͤr den 
größten Theil des Kreiſes Siegen bisher angewendeten Wieſenordnung vom 
18. Dezember 1790. in neuerer Zeit Zweifel entſtanden ſind, auch die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Wieſenordnung einer zeitgemaͤßen Reviſion beduͤrfen — auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung der Staͤnde des Kreiſes 
Siegen — fuͤr den ganzen Umfang dieſes Kreiſes, wie folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Benutzung des fließenden Waſſers uͤberhaupt und naͤhere 
Beſtimmung der Theilnahmerechte an demſelben. N 


F. 1. 

Alle Grundbeſitzer, deren Grundſtuͤcke ſich aus Privatfluͤſſen (Quellen, 
Baͤchen, Fließen) mit Vortheil bewäffern laſſen, find, fofern nicht ſpezielle 
Rechtstitel eine Ausnahme begruͤnden, berechtigt, das Waſſer zur Bewaͤſſerung 
ihrer Grundſtücke Behufs der Wieſenkultur unter den $$. 2. ff. bezeichneten 
Bedingungen zu benutzen. a 

Das Gleiche gilt von dem in Wegen und Graͤben fließenden Waſſer. 

In Anſehung der Benutzung des Waſſers der Privatfluͤſſe zu anderen 
Beten bewendet es überall bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
ruar 1843. 5 


Jahrgang 1846. (Nr. 2773.) 73 f §. 2. 
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K 2 


Das den Grundbeſitzern nach $. 1. zuſtehende Recht zur Benutzung des 
Waſſers zu Wieſenbewaͤſſerungen unterliegt der e daß dabei: 

1) keine Ueberſchwemmung, Verſumpfung oder ſonſtige Beſchaͤdigung frem— 
der Grundſtuͤcke und keine Beeinträchtigung fremder Gerechtſame verur— 
ſacht werden darf; 

2) das aus einem Fluſſe abgeleitete Waſſer in das urſpruͤngliche Bett des 
Fluſſes zuruͤckgeleitet werden muß. 5 

Unter welchen Bedingungen eine Ausnahme von dieſen Beſchraͤnkungen 
bewilligt werden kann beſtimmt der H. 12. und 13. A 


K 8. 


Wenn bei Ausführung einer Wieſenbewaͤſſerungs-Anlage ein öffentliches 
Intereſſe, wie das der Schiffahrt ꝛc. gefaͤhrdet, oder den unterhalb liegenden 
Einwohnern der nothwendige Bedarf an Waſſer auf eine Weiſe entzogen 
wuͤrde, daß daraus ein Nothſtand fuͤr die Wirthſchaft zu beſorgen waͤre, ſo iſt 
die 1 nach vollſtaͤndiger, unter Zuziehung der Betheiligten erfolgter 
at a efugt, die Ableitung des Waſſers in geeigneter Weiſe zu bes 
ſchraͤnken. 


Sa 


Fiſchereiberechtigte ſollen zu einem Widerſpruche gegen Wieſenbewaͤſſe⸗ 
rungs⸗Anlagen fortan nicht weiter berechtigt fein, ſondern nur auf Erſatz des 
ihnen daraus entſtehenden Schadens Anſpruch haben. 


H. 5. 


An der zur Bewaͤſſerung disponibeln Waſſermaſſe nehmen, ſofern nicht 
ſpezielle Rechtstitel eine Ausnahme begruͤnden, alle berechtigte Grundbeſitzer 
nach Verhaͤltniß des durch die Bodenbeſchaffenheit, sage und Bauart ihrer 
Wieſen bedingten wirthſchaftlichen Waſſerbedarfs derſelben Theil. Wo das 
ET ig hiernach zweifelhaft bleibt, da bildet der Flaͤcheninhalt den 
Maaßfſtab. 


.. 


Einer polizeilichen Erlaubniß beduͤrfen die Grundbeſitzer zur Einrichtung 
von Bewaͤſſerungsanlagen nicht. Es ſoll aber vor Errichtung jeder neuen und 
vor Erweiterung einer beſtehenden Stauanlage zur Wieſenbewaͤſſerung in einem 
Privatfluß eine oͤffentliche Bekanntmachung erfolgen, um zu ermitteln, welche 
Widerſpruchsrechte oder Entſchaͤdigungsanſpruͤche in Beziehung auf die beab- 
ſichtigten Verfuͤgungen: 

a) uͤber das zu Bewaͤſſerungen zu verwendende Waſſer, 
b) über die zu bewaͤſſernden Grundſtuͤcke, 5 
b c) über 


10 


e) über denjenigen Theil, ſowohl eigener als fremder G * 
zu Waſſerleitungen dienen foll, 3 15 rundſtuͤcke, welcher 
Statt finden. 


$. 7. 


Die Erlaffung dieſer Bekanntmachung muß der Unternehmer der Wie⸗ 
ſenbewäſſerungs⸗Anlage bei dem Landrathe in Antrag bringen unter Einreichung 
eines vollſtaͤndigen Situationsplans und der etwa erforderlichen Nivellements. 


F. 8. 


Die Bekanntmachung erfolgt: 

1) in der Gemeine, in deren Bezirk das zu bewaͤſſernde Grundſtuͤck liegt, 
ſowie in den zunaͤchſt angraͤnzenden Gemeinen, durch Anſchlag an der 
Gemeineſtaͤtte, oder in der örtlich ſonſt hergebrachten Publikationsweiſe; 

2) durch das Kreisblatt des Kreiſes zu dreien verſchiedenen Malen; 

3) durch die Amtsblaͤtter ebenfalls zu dreien Malen, wenn ſich nach dem 
Ermeſſen des Landraths die Wirkung der Bewaͤſſerungsanlage über die 
Gränzen des Kreiſes hinaus erſtreckt. 


Sie enthaͤlt, mit Hinweiſung auf den im Geſchaͤftslokale des Landraths 

zur Einſicht ausgelegten Plan, die Aufforderung, 
etwanige Widerſpruchsrechte und Entſchaͤdigungsanſpruͤche binnen 3 Mo⸗ 
naten, vom Tage des Erſcheinens des erſten Amts- oder Kreisblattes an 
gerechnet, bei dem Landrathe anzumelden. 


Die Aufforderung geſchieht mit der Verwarnung, daß diejenigen, welche 
ſich binnen der beſtimmten Friſt nicht gemeldet haben, 
in Beziehung auf das zur Bewaͤſſerung zu verwendende Waſſer, ſowohl 
ihres Widerſpruchsrechtes, als des Anſpruches auf Entſchaͤdigung ver⸗ 
luſtig gehen, f ö 
in Beziehung auf das u bewäſſernde oder zu den Waſſerleitungen zu 
benutzende Terrain ihr iderſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren und 
nur einen Anſpruch auf Entſchaͤdigung behalten. 


und 


$ 9. 


Nach Ablauf der Anmeldungsfrift faßt der Landrath, wenn er bei ge⸗ 
nauer Prüfung die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten beobachtet findet, einen Be⸗ 
ſcheid ab, in welchem er denjenigen, die ſich gemeldet haben, ihre Rechte na⸗ 
mentlich vorbehaͤlt, alle Andere aber mit ihren, bei Erlaß des Beſcheides be— 
ſtehenden Rechten praͤkludirt. 

Eine Ausfertigung des Präͤkluſionsbeſcheides iſt dem Provokanten zuzu⸗ 
ſtellen, welcher ſaͤmmtliche Koſten des Verfahrens zu tragen hat. 

Gr. 2773) 73 * An⸗ 
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5 Andere Ausfertigungen des Beſcheides ſind an den Gemeineſtaͤtten, wo 
die Bekanntmachung angeſchlagen war, anzuheften. 


Gegen dieſe Praͤkluſion kann ein Reſtitutionsgeſuch binnen zehn Tagen 
nach Anheftung des Praͤkluſionsbeſcheides an den Gemeineſtaͤtten bei dem Land⸗ 
rath angebracht werden. 


H. 10. 


Wer in einem Privatfluß eine Stauanlage zur Bewaͤſſerun errichtet oder 
erweitert, ohne den Erlaß der Bekanntmachung bei dem Landrathe zu beantra⸗ 
gen und die Abfaſſung des Praͤkluſionsbeſcheides abzuwarten, kann durch die 
Polizeibehoͤrde, auf Antrag der durch die Stauanlage beeintraͤchtigten Intereſ⸗ 
ſenten, zur b eng oder Beſchraͤnkung des Stauwerkes angehalten werden, 
wenn die Polizeibehoͤrde die von den Beſchwerdefuͤhrern behaupteten Verletzun⸗ 
gen gegruͤndet findet. 


F. 11. 


Wenn eine Bewaͤſſerung ohne Anlegung eines neuen Stauwerkes und 
ohne Erweiterung eines vorhandenen Stauwerkes eingerichtet wird, ſo ſteht es 
dem Unternehmer frei, zu dem $. 6. angegebenen Zwecke eine gleiche oͤffentliche 
Bekanntmachung zu beantragen. 


$. 12. 


Einem. Triebwerke, welches bei Publikation des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. rechtmäßig beſtand, oder ſpaͤter, kraft eines ausdruͤcklich verliehe⸗ 
nen Rechtes, angelegt oder erweitert iſt, ſoll, in Ermangelung ſpezieller, ein 
anderweites Theilnahmeverhaͤltniß bei der Waſſerbenutzung begruͤndender Rechts- 
titel, das zum Betriebe in dem bisherigen, Umfange nothwendige 
Waſſer nicht entzogen werden, außer wenn bei den waͤſſerungsanlage ein 
uͤberwiegendes Landeskultur-Intereſſe vorwaltet und dem Triebwerksbeſitzer voll- 
ſtaͤndige Entſchaͤdigung gewaͤhrt wird, wie das Geſetz vom 28. Februar 1843. 
in den HH. 16. 17. 24. 25. Nr. 4. vorſchreibt. Auch ſoll der aus der Schmaͤ— 
lerung ſeines Betriebes hergenommene Einwand eines Triebwerksbeſitzers gegen 
eine Bewaͤſſerungsanlage im Mangel der Einigung nur nach den Vorſchriften 
jenes Geſetzes, Fh. 23. 30—54, durch die Kreis-“ ermittelungskommiſſion, die 
Regierungen und deren Kommiſſarien, das Miniſterium des Innern ꝛc. eroͤr⸗ 
tert und nach Befinden beſeitigt werden, ſo daß es, abgeſehen von den oben 
$$. 1., 2. und 6. ff. vorgeſchriebenen allgemeinen Abaͤnderungen, in Betreff 
des Verhaͤltniſſes der Wieſenbeſitzer zu den Triebwerksbeſitzern lediglich bei 
den Vorſchriften jenes allgemeinen Geſetes verbleibt mit folgenden naͤheren 
Beſtimmungen: 


1) Wenn der Unternehmer der Bewaͤſſerung verlangt, daß der Beſitzer 
eines Triebwerkes ſich einer Beſchränkung des ihm zuſtehenden Rechts 
auf 


| 3 
auf Benutzung des Waſſers gefallen laſſe, ſo iſt bei Entſcheidung der 
Frage: ob bei der Bewaͤſſerungsanlage ein uͤberwiegendes Landeskultur⸗ 
Intereſſe obwalte? das Intereſſe ſchon vorhandener, auf Triebwerken 


beruhender gewerblicher Anlagen im zweifelhaften Falle über das der 
Bodenkultur zu ſtellen. 


2) Als nicht nerbgen e zum Gewerbebetriebe wird, in Ermangelung ent⸗ 
gegenſtehender ſpezieller Rechtstitel, betrachtet und kann mithin zur Be— 


wäfferung verwendet werden: 


a) dasjenige Waſſer, welches die bereits geſetzten oder nach den Beſtim— 
mungen des . vom 15. November 1811., Geſetzſamm— 
lung de 1811. S. 352. noch zu ſetzenden Merkpfaͤhle uͤberſteigt. 
Nach den im Vorfluthsgeſetze vom 15. November 1811., Hh. 1—6. 
enthaltenen Vorſchriften ſoll auch, auf Antrag jedes Betheiligten die 
zum Gewerbebetriebe nothwendige Waſſermenge durch Feſtſtellung der 
Stauhoͤhe und der Weite der Zuleitungsgerinne beſtimmt werden 
koͤnnen; f 

b) alles den Triebwerken, welche nicht auch Sonntags betrieben wer— 
den muͤſſen (Mühlen, Hammer und dergl., im Gegenſatz zu Cifen-, 
Stahl⸗ und anderen Schmelzhuͤtten) von Sonnabend Abends 7 Uhr 
bis Sonntag Abends 6 Uhr zufließende Waſſer; 


c) alles Waſſer, welches den in Stillſtand befindlichen Werken zufließt, 
mit Ausnahme desjenigen, welches zur Fuͤllung der Sammelteiche 
noͤthig iſt. 2 

Zur Eroͤrterung und Entſcheidung der Frage: ob durch eine Bewaͤſſe⸗ 

rungsanlage das einem Triebwerke zuftändige Betriebswaſſer geſchmaͤlert 

wird, und welche Entſchaͤdigung dem Triebwerksbeſitzer dafuͤr zu gewaͤh— 
ren iſt, kann nicht bloß der Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage, ſon— 
dern auch der gefaͤhrdete Triebwerksbeſitzer auf polizeiliche Vermittelung 
antragen, und dadurch die Kompetenz der Regierung, des Miniſteri des 

Innern und reſp. des Reviſionskollegii nach H. 23 — 47. des Geſetzes 

vom 28. Februar 1843. herbeifuͤhren. 


Dies gilt ſowohl fuͤr neue, als auch für ſchon beſtehende Bewaͤſſe— 
rungsanlagen, wenn ſich bei deren Benutzung oder Abaͤnderung Streitigkeiten 
mit Triebwerksbeſitzern ergeben. 


3 


— 


$. 13. 


Gegen andere Grundbeſitzer und Nutzungsberechtigte — zu denen auch 
die Triebwerksbeſitzer, in Betreff ihres etwanigen Grundbeſitzes gehoͤren, in ſo— 
weit es ſich alſo nicht um Beeintraͤchtigung ihres Triebwerks handelt, — kann 
der Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage, in Faͤllen eines uͤberwiegenden Lan— 
deskultur⸗Intereſſes und unter der Verpflichtung zu vollſtaͤndiger Entſchaͤdigung 
verlangen, daß ihm 

Nr. 2773.) 1) zur 
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4) zur Einrichtung der erforderlichen Waſſerleitungen und Stauwerke, in 
ſofern er ſolche auf feinem eigenen Grundſtuͤcke nicht herſtellen kann, auf 
fremden Grundſtuͤcken eine Servitut eingeraͤumt, 


2) eine Ausnahme von den im H. 2. Nr. 1. und 2. vorgeſchriebenen Be: 
dingungen, insbeſondere auch eine Beſchraͤnkung oder Veraͤnderung frem⸗ 
der Huͤtungs⸗, Wege⸗, Traͤnkrechte und dergl. geſtattet werde. 


§. 14. 


In den Fällen des H. 13. wird die Entſcheidung der Frage: 


ob bei der Anlage ein uͤberwiegendes Landeskultur⸗Intereſſe vorwalte 
und welche Einſchraͤnkungen dritter Perſonen zulaͤſſig find? 


ferner die Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes, ſowie die Ermittelung und Feſt⸗ 
ſetzung der zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigungen den Wieſenſchoͤffen (conf. $. 57.) 
uͤbertragen, unter gaͤnzlicher Ausſchließung des Rechtsweges daruͤber. 


§. 15. 


Gegen alle Entſcheidungen der Wieſenſchoͤffen ſteht jedem Theile der 
Rekurs an die Kreis ſachverſtaͤndigen (conf. F. 58.) frei, welcher binnen 10 
Tagen, von der Aushaͤndigung oder Publikation des Beſcheides an gerechnet, 
bei dem den Wieſenſchoͤffen vorſitzenden Buͤrgermeiſter oder Amtmanu, oder bei 
dem Landrathe angemeldet werden muß. Gegen die Entſcheidung der Kreis— 
Sachverſtaͤndigen findet — mit der $. 28. beſtimmten Ausnahme — ein wei: 
teres Rechtsmittel nicht Statt. 


$. 16. 


Wenn gegen eine Bewaͤſſerungsanlage Reklamationen von Triebwerks— 
Beſitzern und zugleich von anderen Grundbeſitzern erhoben werden, ſo muß 
das Verfahren mit den Triebwerksbeſitzern vor der Kreis-Vermittelungskom— 
miſſion, bie ꝛc. zuerſt er een auf die bloße Beſeitigung der Ein- 
wendungen der Triebwerksbeſitzer beſchraͤnkt und demnachſt alles Uebrige von 
den Wieſenſchoͤffen regulirt werden, welche auf Verlangen der Betheiligten 
ſchon waͤhrend der Dauer des erſten Verfahrens alles dasjenige vorbereiten 
koͤnnen, worauf die Entſcheidungen in dem erſten Verfahren Müthmäßlich ohne 
Einfluß ſein werden. 

Tragen die proteſtirenden Triebwerksbeſitzer darauf an, daß die Unter— 
ſuchung und Entſcheidung ihrer Reklamationen ebenfalls durch die Wieſen— 
ſchoͤffen erfolgt, fo haben dieſe einem ſolchen Antrage Statt zu geben. 


H. 17. 
Streitigkeiten über das Eigenthum an Grundſtuͤcken, über die Exiſtenz 
oder den Umfang eines Rechtes und uͤber beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln 
2 
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beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien, insbeſondere uͤber die 
Gültigkeit der, HF. 1. und 5. gedachten ſpeziellen Rechtstitel gehören zur Ent— 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Auch uͤber die Frage, ob das einem Triebwerksbeſitzer zuſtaͤndige Be⸗ 
triebswaſſer durch die Bewaͤſſerungsanlage geſchmaͤlert wird oder geſchmaͤlert 
werden darf, wie die Bewaͤſſerungsanlage zur moͤglichſten Schonung des Ge— 
werbebetriebes einzurichten iſt, und welche Entſchaͤdigung etwa dem Triebwerks— 
Beſitzer gebuͤhrt, haben die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden, in ſofern nicht 
von ſaͤmmtlichen Betheiligten auf polizeiliche Vermittelung angetragen iſt, in 
welchem Falle die Kompetenz der Kreis-Vermittelungskommiſſion und der Re— 
gierung eintritt. . > 

Alle übrige Streitigkeiten find zunächft vor die Wieſenſchoͤffen zu bringen. 

Der Landrath hat die Parteien mit ihren Streitigkeiten vor die hiernach 
kompetente Behoͤrde zu verweiſen. 


H. 18. 


Die den Wieſenſchoͤffen vorſtehend nach HF. 14. und 17. übertragene 
Kompetenz zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Grund— 
beſitzern und Nutzungsberechtigten, in Betreff neu einzurichtender Bewaͤſſerungs— 
Anlagen, ſoll in gleichem Umfange bei den Streitigkeiten, in Betreff bereits 
beſtehender Bewaͤſſerungsanlagen, insbeſondere wegen deren Benutzung, Unter: 
haltung und Abaͤnderung, Platz greifen. 


H. 19. 


In dem Falle des F. 13. Nr. 1. ſteht dem Eigenthuͤmer des zu be⸗ 
ſchraͤnkenden Grundſtuͤcks frei, anſtatt Einraͤumung einer Servitut das Eigen— 
thum des zu den Anlagen erforderlichen Bodens dem Unternehmer der Anlage 
abzutreten, welcher daſſelbe zu übernehmen verpflichtet iſt. Wenn das ganze 
Grundſtuͤck des Provokaten oder ein Theil deſſelben, in Folge der Anlagen, 
von ihm nicht mehr zweckmaͤßig benutzt werden kann, ſo iſt er befugt, das 
ganze Grundſtuͤck oder den betreffenden Theil, deſſen Umfang die Wieſenſchoͤffen 
zu beſtimmen haben, dem Provokanten ebenfalls als Eigenthum abzutreten. 

Der Grundeigenthuͤmer, welcher von dieſen Rechten Gebrauch machen 
will, muß ſich darüber in einer praͤkluſiviſchen Friſt von drei Monaten nach 
Mittheilung des Antrages des Unternehmers erklaͤren. 


H. 20. 


Wenn ein vom Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage beabſichtigter Ruͤck— 
ſtau von der Art iſt, daß dadurch die Entwaͤſſerungsfaͤhigkeit der oberhalb lie⸗ 
genden Laͤndereien eines Dritten beeintraͤchtigt wird, ſo ſoll bei Beantwortung 
der Frage, ob ein uͤberwiegendes Landeskultur-Intereſſe bei der Anlage ob⸗ 
waltet, das Intereſſe der Entwaͤſſerung in zweifelhaften Faͤllen uͤber das der 
Bewaͤſſerung geſtellt werden. 

G.. 2773.) H. 21, 
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$. 24; 


Wenn durch die Bewaͤſſerungsanlagen die Verſumpfung eines fremden 
Grundſtuͤcks veranlaßt wird, ſo iſt der Eigenthuͤmer befugt, ſtatt ſeines An— 
ſpruches auf vollſtaͤndige Entſchaͤdigung, das Eigenthum des ganzen verſumpf⸗ 
ten Grundſtuͤcks oder desjenigen Theiles, der durch die Verſumpfung betroffen 
wird, dem Unternehmer der Anlage abzutreten, welcher daſſelbe zu uͤbernehmen 
verbunden iſt. 


H. 225 


Wenn der Provokat, nach den Grundfägen der $$. 19. und 21. Land 
abtritt, fo iſt er befugt, da, wo es, den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen nach, zulaͤſſig 
iſt, aus dem Grundbeſitze des Provokanten eine Landabfindung zu fordern, de 
ren Werth der nach HH. 13. und 27. feſtgeſtellten Entſchaͤdigungsſumme gleich 
kommt. Sofern die Bewaͤſſerungsanlage nicht zur Ausfuͤhrung kommt, kann 
der Provokat das von ihm abgetretene Land, gegen Ruͤckgabe der erhaltenen 
Land⸗ oder Geldentſchaͤdigung, wieder zuruͤckfordern. 


§. 23. 


Der Bewaͤſſerungsplan wird, ſo weit er nicht ſchon vom Unternehmer 
beigebracht iſt, von einem der Wieſenſchoͤffen entworfen und den anderen zur 
Pruͤfung und Genehmigung vorgelegt. 


Bei Ausarbeitung deſſelben ſollen die Wieſenſchoͤffen das Intereſſe aller 
Betheiligten und das Öffentliche Intereſſe gleichmäßig beachten, zweckmaͤßigen 
Vorſchlaͤgen der Intereſſenten Gehör geben und kollidirende Rechte der Pro: 
vokaten moͤglichſt ſchonen. 


Die Pruͤfung iſt insbeſondere darauf zu richten, 


ob und in welcher Ausdehnung die Fuͤhrung der Waſſerleitung uͤber 
fremden Grund und Boden zu der Anlage nothwendig ſei? welche 
Bruͤcken, Ueberfahrten, Einfriedigungen ꝛe. e und unterhalten 
werden muͤſſen, um den Eigentümer gegen Nachtheile in Benutzung 
Ä des ihm verbleibenden Grundſtuͤcks zu fichern? 
un 

welcher Ort zum Anſchluß eines Stauwerkes an ein fremdes Ufer oder 
zur Anlage deſſelben auf ganz fremdem Boden dem Provokaten am 
wenigſten nachtheilig und doch zweckentſprechend fei? 


In Hinſicht auf die Art der Ausfuͤhrung der Anlagen und deren Be— 
nutzung, ſowie in Hinſicht der zur Ueberwachung derſelben noͤthigen Maaßre⸗ 
eln, muß der Plan alles Dasjenige enthalten, was im beſondern, wie im 
öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 


§. 24. 
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§. 24. 

Die Wieſenſchoͤffen ſind befugt, die zur Ausführung ihrer Geſchaͤfte noͤ— 
thigen Ermittelungen, Vermeſſungen, Nivellements ꝛc. zu veranlaſſen. Koͤnnen 
dieſe Vorarbeiten nicht bewirkt werden, ohne fremde Grundſtuͤcke zu betreten, 
ſo muͤſſen deren Eigenthuͤmer ſich ſolches, gegen Verguͤtung des ihnen dadurch 
entſtehenden Schadens gefallen laſſen. 


§. 25. 


Den ausgearbeiteten und genehmigten Plan legen die Wieſenſchoͤffen den 
Parteien zur Erklaͤrung vor, eroͤrtern die Widerſpruͤche, welche dagegen erho— 
ben werden, verſuchen angelegentlichſt die guͤtliche Beilegung der Streitpunkte 
und entſcheiden, im Mangel der Einigung, uͤber die Widerſpruͤche und Entſchaͤ— 
digungsanſpruͤche durch einen Beſchluß, welcher den Plan, die Bedingungen der 
Ausfuͤhrung und die Entſchaͤdigungen feſtſtellt, auch eine Friſt er, binnen 
welcher die Anlage von dem Unternehmer, bei Verluſt feines Rechts, ausge- 
fuͤhrt ſein muß. 


§. 20. 


Die Wieſenſchoͤffen koͤnnen auch, wenn es ihnen fuͤr die Behandlung der 
Sache zweckmaͤßig erſcheint, uͤber einzelne Streitpunkte, z. B. uͤber die Vor⸗ 
frage, ob ein uͤberwiegendes Landeskultur-Intereſſe bei der Anlage obwaltet, 
abgeſonderte Entſcheidungen erlaſſen und die Ermittelung der Entſchaͤdigun— 
gen einem beſonderen Verfahren bei der Ausfuͤhrung des Plans vorbehalten. 


F. 27. 
Bei Feſtſtellung der zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigungen findet der im $. 45. 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843. angeordnete Zuſchlag von 25 Prozent 
dem ermittelten Betrage des wirklichen Schadens Statt. 


$. 28. ee 
Dem Provokaten fteht, wenn er ſich durch die von den Wieſenſchoͤffen 
und demnaͤchſt den Kreisſachverſtaͤndigen ($. 15.) feſtgeſtellte Entſchaͤdigung 
nicht für befriedigt hält, binnen 6 Wochen nach Bekanntmachung der Entſchei— 
dung der Kreisſachverſtaͤndigen der Rekurs an das Reviſionskollegium für Lan⸗ 
deskulturſachen frei, welcher bei dem Landrathe anzumelden iſt. Daſſelbe ſtellt, 
nach Reviſion der Abſchaͤtzung, wobei anderweitige Ermittelungen geſtattet find, 
die Entſchaͤdigung mit Ausſchließung jedes weitern Rechtsmittels, ſowie des 
Rechtsweges, definitiv feſt. 
Dem Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage iſt der Rekurs an das Re— 
viſionskollegium nicht geſtattet. „ 


Da, 


In der Rekursſchrift muß der Mehrbetrag der Entſchaͤdigungsſumme oder 
der Landabfindung, welchen der Provokat fordert, beſtimmt ausgedrückt fein. 
Jahrgang 1846. (Fr. 2773.) 74 Wird 


* 
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Wird dem Provokaten keine hoͤhere Entſchaͤdigung, als die von den Kreis⸗ 
Sachverſtaͤndigen feſtgeſetzte, zuerkannt, fo hat derſelbe ſaͤmmtliche Koſten der 
Rekursinſtanz zu tragen. 

H Erſtreitet er den ganzen geforderten Mehrbetrag, fo fallen dieſe Koſten 
ſaͤmmtlich dem Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage zur Laſt. Wenn der Re⸗ 
kurrent zwar nicht den ganzen geforderten Betrag, aber doch mehr, als ihm 
von den Kreisſachverſtaͤndigen auge tigt worden, erftreitet, fo findet zwiſchen 
beiden Theilen eine verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung der Koſten Statt. 


$. 30. 


Dem Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage ſteht frei, von deren Aus⸗ 
führung, auch nach bereits erfolgter definitiver Feſtſtellung der Entſchaͤdigungs⸗ 
ſumme, abzuſtehen; er muß aber in dieſem Falle auch diejenigen Koſten über: 
nehmen, welche dem Provokaten zur Laſt geſtellt worden And, 


$. 31. 


Die Einziehung und Auszahlung oder gerichtliche Depoſition der feſtge— 
ſtellten Entſchaͤdigungsſumme liegt dem ee oder Amtmann ob, wel: 
cher das Verfahren der Wieſenſchoͤffen als Vorſitzender geleitet hat. 


$, 32. 


Um die Verwendung der Entſchaͤdigungsgelder zu erleichtern, ſo ſollen 
auf dieſelben die Vorſchriften der Verordnung vom 8. Auguſt 1832. (Geſetz⸗ 
Sammlung de 1832. S. 202.), wegen der Geldentſchaͤdigungen für zum Chauſſee— 
bau abgetretenen Grund und Boden, Anwendung finden. 


H. 33. 


Saͤmmtliche Verhandlungen, welche durch die öffentlichen Bekanntmachun—⸗ 
gen, durch das Verfahren der Wieſenſchoͤffen und Kreisſachverſtaͤndigen und 
durch die Einziehung und Auszahlung oder Depofition der Entſchaͤdigungsgel— 
der veranlaßt werden, ſind gebuͤhren- und ſtempelfrei, und es werden nur die 
baaren Auslagen in Anſatz gebracht; in Prozeſſen ($. 17.) und in der Rekurs⸗ 
Inſtanz wegen Feſtſetzung der Entſchaͤdigung durch das Reviſionskollegium (H. 28.) 
ſind jedoch Gebuͤhren und Stempel zu entrichten. 


a 


Die Ausführung der Anlage ſoll in der Regel erft erfolgen, wenn der 
Bewaͤſſerungsplan und die zu gewaͤhrende Entſchaͤdigung rechtskräftig feſtge⸗ 
ſtellt, letztere auch gezahlt oder deponirt iſt. Doch ſteht es den Wieſenſchoͤffen 
frei, in unzweifelhaften oder dringenden Faͤllen nach ihrem Ermeſſen die Aus⸗ 
führung, auf Grund ihrer eigenen Entſcheidung und ungeachtet etwaniger une 
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benden Rechtsſtreitigkeiten zu geſtatten, wenn der Unternehmer die von ihnen 
ermittelte Entſchaͤdigung zahlt oder deponirt, oder fuͤr Schaden und Koſten 
Kaution leiſtet, deren Höhe die Wieſenſchoͤffen, nach Vernehmung der Wider: 
ſprechenden, beſtimmen. 

In jedem Falle koͤnnen die Wieſenſchoͤffen uͤber die Behandlung und 
Nutzung der betheiligten Grundſtuͤcke proviſoriſche Verfuͤgungen treffen, um den 
Uebergang in das neue Verhaͤltniß ſchicklich vorzubereiten. 


H. 35. 


Die Vorſchrift des H. 34. findet auch Anwendung auf die den Fiſcherei— 
berechtigten zu leiſtende Entſchaͤdigung. Die Ausführung der Anlage ſoll jedoch 
von der Feſtſtellung dieſer Entſchaͤdigung niemals abhängig fein, 


Zweiter Abſchnitt. 


Gemeinſchaftliche Bewaͤſſerungsanlagen, Wieſenverbaͤnde oder 
Genoffenfchaften. 
$. 36, 

Wo mehrere Grundſtuͤcke zweckmaͤßig nur durch gemeinſchaftliche Be— 
waͤſſerungsanlagen berieſelt werden koͤnnen, da find die Beſitzer dieſer Grund— 
fiiefe, ſobald der vierte Theil derſelben ($. 36.) es verlangt, verpflichtet, 
jene Anlagen gemeinſchaftlich 1 und zu unterhalten. Iſt es ſtreitig, 
ob die Provokanten den vierten Theil der in den Wieſenverband zu ziehenden 
Grundſtuͤcke beſitzen, ſo haben die Wieſenſchoͤffen nach Vernehmung der Bethei⸗ 
ligten zunaͤchſt die Graͤnzen des Wieſenverbandes feſtzuſetzen und demnaͤchſt die 
Frage, ob dem Antrage Folge zu geben, zu entſcheiden. 

Die Beſitzer ſolcher Grundſtuͤcke, bei denen nach dem Ermeſſen der 
Wieſenſchoͤffen die durch gemeinſchaftliche Bewaͤſſerungsanlagen entſtehenden 
Koſten den davon zu erwartenden Vortheil uͤberſteigen, haben weder das Recht, 
noch die Pflicht, an ſolchen Anlagen Theil zu nehmen, koͤnnen alſo zur Theil⸗ 
In 55 nur verſtattet werden, wenn ſie ſelbſt und die uͤbrigen Betheiligten darin 
willigen. . 

b Wieſen, welche ſchon mit eigenen Bewaͤſſerungsanlagen verſehen ſind, 
ſollen zu den Wieſenverbaͤnden nicht ohne Noth herangezogen werden. f 

Wo ſich dies nicht vermeiden laͤßt, ſollen die Beſitzer ſolcher Wieſen 
bei der Heranziehung zur Genoſſenſchaft billig behandelt, insbeſondere ihre 
Anlagen wo moͤglich zu den gemeinſchaftlichen Zwecken beibehalten und jeden⸗ 
falls die Koſten derſelben den Beſitzern verhaͤltnißmaͤßig verguͤtet werden. 


$. 37. 


Die Beſitzer der gemeinfchaftlich zu bewaͤſſernden Wieſen bilden eine 
Genoſſenſchaft, einen Wieſenverband. 2 
(Nr. 2778.) u Von 
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Von den Verbandsgenoſſen werden die Haupt⸗Be- und Entwaͤſſerungs⸗ 
gräben, die Wehre und Schuͤtzen in dieſen Graͤben, den Fluͤſſen und Baͤchen, 
die Regulirung der letzteren, uberhaupt diejenigen Anlagen, welche nicht zum 
beſonderen Vortheil und zur Berieſelung der einzelnen Wieſen gehoͤren, auf 
gemeinſchaftliche Koſten angelegt, verlegt, unterhalten und gereinigt, — ohne 
daß die Lage der Wieſen in größerer oder geringerer Entfernung von den 
Fluͤſſen, Baͤchen oder Hauptgraͤben dabei einen Unterſchied macht. 


$. 38. 


Die Einrichtung neuer und die Reviſion beſtehender Wieſenverbaͤnde, die 
Feſtſtellung ihrer Graͤnzen, in ſofern dieſe nicht ſchon früher erfolgt iſt (§. 36.), 
die Anordnung der gemeinſchaftlichen Anlagen und des ganzen Bewaͤſſerungs— 
Plans, einſchließlich der Beſtimmung, wie die Vertheilungs- und Abzugsgraͤ⸗ 
ben für die einzelnen Wieſen anzulegen ſind, geſchieht durch die Wieſenſchoͤffen 
nach Anhoͤrung der betheiligten Wieſenbeſitzer. Von dem, was die Mehrzahl 
der Betheiligten uͤber Gegenſtaͤnde des gemeinſchaftlichen Intereſſes beſchließt, 
ſollen die Wieſenſchoͤffen nur aus ſehr erheblichen, offenbar uͤberwiegenden 
Gruͤnden abweichen. 


$. 39. 


Bereits beſtehende Wieſenverbaͤnde ſind auf Antrag jedes Betheiligten 
aufrecht zu erhalten, auch ihren Graͤnzen nach ſo viel als moͤglich bei— 


zubehalten. 


Im Uebrigen iſt es nicht erforderlich, bei Bildung der Wieſenverbaͤnde 
die Gemeinde, Amts- oder ſonſtigen Graͤnzen einzuhalten; es ſoll dabei viel⸗ 
mehr nur die fuͤr den Wieſenbau angemeſſene Oertlichkeit beruͤckſichtigt werden. 

Wenn ein Wieſenverband die Graͤnzen des Stadt ⸗, Amts- oder Ge— 
meindebezirks uͤberſchreitet, fo wird er demjenigen Verwaltungsgebiete angehoͤ— 


rig betrachtet, in welchem die größte Wieſenflaͤche liegt. Im Zweifel entſchei⸗ 


det der Landrath daruͤber. 


$. 40. 


Auch die zwiſchen den Mitgliedern eines Wieſenverbandes entſtehenden 
Streitigkeiten über das Eigenthum von Grundſtuͤcken, tiber die Zuſtaͤndigkeit 
oder den Umfang von Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten und 
uͤber beſondere auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkei— 
ten der Parteien, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle andere die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver— 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von den Wieſenſchoͤffen unterſucht und entſchieden. 


$. 41. 


§. 41. 


Gegen die Entſcheidungen der Wieſenſchoͤffen findet auch hier blos der 
Rekurs an die Kreis-Sachverſtaͤndigen nach Vorſchrift des F. 15. und kein 
weiteres Rechtsmittel ſtatt. 


F. 42. 


Alle gemeinſchaftliche Angelegenheiten eines Wieſenverbandes werden 
durch eine e e naͤher beſtimmt und regulirt. Die Feſtſtellung, 
Ergaͤnzung oder Erneuerung ſolcher Verbandsordnungen kann von jedem In⸗ 
tereſſenten beantragt werden; ſie erfolgt nach Anhörung der Betheiligten durch 
die Wieſenſchoͤffen. Dieſe haben den Entwurf zur Verbandsordnung vor Ab— 
faſſung der ihn feſtſtellenden Entſcheidung vier Wochen in der betreffenden 
Gemeinde oͤffentlich auszulegen und, daß dies geſchehen, in der fuͤr die Publi— 
kation der Ortspolizeiverordnung vorgeſchriebenen Weiſe bekannt zu machen. 

Die Verbandsordnungen muͤſſen ſtets, auch wenn kein Widerſpruch da— 
gegen erhoben wird, den Kreis-Sachverſtaͤndigen zur Pruͤfung und Beſtaͤtigung 
eingereicht werden. 


$. 43. 


Die Verbandsordnung muß alle zur gehoͤrigen Verwaltung der gemein— 
ſchaftlichen Angelegenheiten erforderliche Beſtimmungen enthalten, insbeſondere: 


4) Ueber das Maaß und die Art der Beiträge zur Einrichtung und Unter— 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen und zu den ſonſtigen gemein— 
ſchaftlichen Ausgaben. . 


Der Vertheilungs- oder Beitragsfuß ſoll, wie bisher, der Flaͤchen— 
Inhalt der einzelnen zum Verbande gehoͤrigen Wieſen ſein, falls ſich 
die Verbandsgenoſſen nicht uͤber einen anderen, nach dem Urtheil der 
Wieſenſchoͤffen ausfuͤhrbaren Maaßſtab, z. B. des fuͤr jeden Wieſenbe— 
ſitzer erwachſenden Vortheils, einigen. 


Auch ſollen bei offenbaren Praͤgravationen einzelner Intereſſenten 
nach dem Beitragsfuß der Flaͤche, die Wieſenſchoͤffen befugt ſein, auf 
den Antrag dieſer Intereſſenten, deren Beitragsquote zu ermaͤßigen, ſelbſt 
ohne Zuſtimmung der uͤbrigen Intereſſenten, vorbehaltlich des Rekurſes 
an die Kreisſachverſtaͤndigen. 


In der Regel ſoll die Ausfuͤhrung wichtiger neuer Anlagen im 
Wege des oͤffentlichen Verdings und die Raͤumung der Haupt-Be- und 
Entwaͤſſerungsgraͤben durch Lohnarbeiter erfolgen und nicht durch Arbeits— 
Vertheilung von den Wieſenbeſitzern ſelbſt. 


2) Ueber die Einrichtung einer beſonderen Verbandskaſſe, wo dieſe zweck⸗ 
maͤßig erſcheint, und uͤber die Verwaltung der Kaſſe. : 
(Nr. 2773.) 3) Ueber 
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3) Ueber die Ordnung, nach welcher bewaͤſſert werden ſoll. 0 


4) Ueber die Ordnung, welche etwa beim Maͤhen und Behuͤten der Wieſen 
zu beobachten iſt. 


§. 44. 


Die Anfertigung beſonderer Wieſenkarten fuͤr jeden Verband wird 
empfohlen und muß auf gemeinſchaftliche Koſten erfolgen, wenn die Mehrzahl 
der Verbandsgenoſſen die Anfertigung beſchließt. 


Die Karten muͤſſen die Laͤnge, Tiefe und Weite aller zu einem Verbande 
gehoͤrenden Waͤſſerungsanlagen, Schuͤtzen und Rinnen, ferner die Hoͤhe der 
Fachbaͤume, der Wehre und der Schwellen der Schuͤtzen, auf beſtimmte Feſt⸗ 
punkte reduzirt, genau nachweiſen. 


§. 45. 


Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten eines Wieſenverbandes werden in 
der Regel von einem Wieſenvorſteher geleitet (vergl. H. 54.). 


Die hoͤhere Aufſicht uͤber die Wieſenverbaͤnde wird von den Wieſenſchoͤffen 
und den Kreis ſachverſtaͤndigen geführt, 


$. 46. 


Der Wieſenvorſteher hat die Ausführung der e Anlagen 
und des ganzen Bewaͤſſerungsplans nach den Beſchluͤſſen der Intereſſenten, 
oder den Beſcheiden der Wieſenſchoͤffen und Kreisſachverſtaͤudigen zu veranlaffen 
und zu beauffichfigen, die Ordnung bei der Bewaͤſſerung ſelbſt zu handhaben 
und auf genaue Befolgung der Verbandsordnung, ſowie der im folgenden Ab— 
ſchnitte enthaltenen polizeilichen Beſtimmungen zu wachen. Er beruft die Ge⸗ 
noſſenſchaft in den hierzu geeigneten Fallen zur Werfammlung, führt in derſelben 

den Vorſitz und vertritt ohne beſondere Vollmacht den Verband in allen ſeinen 
aͤußeren Angelegenheiten bei den e mit dritten Perſonen, z. B. 
Triebwerksbeſitzern, ſowie bei Abſchluß von Vertraͤgen mit Handwerkern, Bau⸗ 
meiſtern u. ſ. w. Jedoch ſteht es den Verbandsgenoſſen frei, den Wieſenvor— 
ſteher bei der Wahl in ſeinen obigen Befugniſſen dahin zu beſchraͤnken, daß er 
ſolche Erklaͤrungen, zu welchen geſetzlich Spezialvollmacht erforderlich iſt, mit 
verbindlicher Kraft fuͤr den Verband nur unter Zuziehung und Beiſtimmung 
zweier ihm zugeordneten Beiſitzer abgeben kann. 


Der Wieſenvorſteher vertheilt die gemeinſchaftlichen Laſten und Koſten— 
Beitraͤge und beſorgt die Einziehung der letzteren. Noͤthigenfalls werden dieſe 
durch adminiſtrative Exekution beigetrieben, welche der Buͤrgermeiſter oder Amt— 
mann auf Antrag des Wieſenvorſtehers verfügt und entweder durch den letz⸗ 
teren ſelbſt, oder falls dieſer dazu nicht geeignet ſein moͤchte, durch den Kom— 
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munalexekutor nach den über die Beitreibung der Steuern beſtehenden Vor— 
ſchriften vollziehen laͤßt. 


Jeder Theilnehmer iſt den Anweiſungen des Wieſenvorſtehers ungeſaͤumt 
Folge zu leiſten gehalten, namentlich bei Handhabung der Wäfferungs-, Maͤhe⸗ 
und Huͤtungs⸗Ordnung, ſowie bei Ausführung gemeinſchaftlicher Arbeiten. 
Die Einlegung des Rekurſes an die Wiefenfchöffen gegen eine Anordnung des 
Wieſenvorſtehers rechtfertigt nur dann einen Aufſchub der Befolgung, wenn 
der Wieſenvorſteher felbft dem Rekurſe Suspenſiv⸗Effekt beilegt. 


Der Wieſenvorſteher iſt befugt, gegen die Widerſpenſtigen, Nachlaͤſſigen 
und Uebertreter der Vorſchriften mit Zwangsmitteln und Strafen zu verfahren. 
Doch duͤrfen ſeine Straffeſtſetzungen eine Geldſtrafe von Einem Thaler nicht 
uͤberſteigen. Straffaͤlle von groͤßerem Belange hat er dem Buͤrgermeiſter oder 
Amtmann zur Ahndung anzuzeigen. 

Die Zwangsmittel, deren er ſich bedienen kann, um ſeinen Anordnungen 
Befolgung zu verſchaffen, beſtehen in Strafandrohungen, die jedoch das Maaß 
von Einem Thaler Geldſtrafe nicht uͤberſteigen duͤrfen, und in Veranſtaltung 
der verſaͤumten Leiſtungen fuͤr Rechnung des Saͤumigen, deren Koſtenbetrag er 
von demſelben beizutreiben befugt iſt. 


H. 47. 


Wenn es der Vertretung eines Wieſenverbandes gegen dritte Perſonen 
bedarf, bevor derſelbe vollſtaͤndig organiſirt und feinen Graͤnzen nach feftgeftellt 
iſt, ſo kann der Landrath nach Anhörung der Hauptbetheiligten Behufs jener 
Vertretung interimiſtiſch einen Wieſenvorſteher beſtellen. 


§. 48. 
Was oben im H. 34. Hinſichts der Ausführung von Bewaͤſſerungs⸗ 
Anlagen und der proviſoriſchen Anordnungen der Miefenfchöffen dabei geſagt 


iſt, findet auch auf die gemeinſchaftlichen Anlagen der Wieſenverbaͤnde An⸗ 
wendung. . : 


Dritter Abfhnitt 
Ä Von der Zufammenlegung der Wieſen. 


$. 49, 


Wo die zerſtückelte oder unregelmäßige Lage der Grundſtuͤcke, welche 
nach den in den $$. 1. und 36. gegebenen Regeln in den Bewaͤſſerungsplan 
hineingezogen werden ſollen, die zweckmaͤßige Einrichtung der e 
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hindert, da ſoll vor Herſtellung der Bewaͤſſerungs-Anlagen eine dem Zweck 
entſprechende Um- und Zuſammenlegung der Grundſtuͤcke erfolgen. 


§. 30. 
Sind die Grundſtuͤcke noch der Huͤtungsgemeinſchaft oder einer ſonſtigen 


Gemeinheit ($. 2. der Gem. Th. O. vom 7. Juni 1821.) unterworfen, ſo ſteht 
der Antrag auf Umlegung der Grundſtuͤcke unter Aufhebung dieſer Gemeinheit 
jedem Grundbeſitzer nach Vorſchrift der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821. zu. — Unterliegen die Grundſtüͤcke aber einer derartigen gemein⸗ 
ſchaftlichen Benutzung nicht mehr, ſo ſoll die Umlegung Behufs Herſtellung 
von Bewaͤſſerungs⸗Anlagen nur unter der H. 49. angegebenen Vorausſetzung 
und nur dann Statt finden, wenn die Intereſſenten, welche ſolche verlangen, 
nicht nur mindeſtens zwei Drittheile der Flache des Wieſenverbandes beſitzen, 
ſondern auch nach der Perſonenzahl zwei Drittheile oder mehr von den Be— 
theiligten ausmachen. 


§. 51. 
Die Ausfuͤhrung der Umlegung erfolgt durch die Generalkommiſſion zu 


Muͤnſter nach den fuͤr das Reſſort der Auseinanderſetzungs-Behoͤrden beſtehen— 
den Vorſchriften und mit der in denſelben beſtimmten Wirkung. 


Die Wieſenſchoͤffen ſollen aber befugt fein, Umlegungen von Grund⸗ 


ſtuͤcken Behufs Herſtellung von Bewaͤſſerungs-Anlagen guͤtlich zu vermitteln, 
in gleicher Weiſe, wie dies den Kreis-Vermittelungsbehoͤrden nach HH. 2 — 5. 
der Verordnung vom 30. Juni 1834. zuſteht. 


Diͤe von den Wieſenſchoͤffen hieruͤber abgeſchloſſenen Vertraͤge und Re⸗ 
zeſſe muͤſſen nach H. 5. J. c. der Generalkommiſſion zur Prüfung und Beſtaͤ— 
tigung eingereicht werden. 


$. 52. 


Wird eine zulaͤſſige Provokation auf zwangsweiſe Umlegung der Grund⸗ 
ſtuͤcke nicht angebracht, fo haben die Wieſenſchoͤffen vor Anlegung des Be— 
waͤſſerungsplans zu verſuchen, ob ſie einen freiwilligen Austauſch der einzelnen 
hinderlich gelegenen Parzellen unter Beachtung des Geſetzes vom 13. April 
1841. (Geſetz-Samml. de 1841., S. 79.) zu Stande bringen und dadurch eine 
zweckmaͤßige Einrichtung des Bewaͤſſerungsplans moͤglich machen koͤnnen. 


$. 53. 


Gelingt das nicht und wuͤrde daher die Einrichtung des Bewaͤſſerungs⸗ 
plans bei der beſtehenden zerftücelten und vermengten Lage der Grundſtuͤcke 
nur unzweckmaßig ausfallen koͤnnen, ſo ſollen die Wieſenſchoͤffen einen ſolchen 
Plan nicht anlegen oder feſtſtellen. 5 

ier⸗ 


— 501 — 


Vierter Abſchnitt. 


Von den Beamten und Sachverſtaͤndigen, insbeſondere den 
Wahlen und Remunerationen derſelben. 


§. 54. 


Fuͤr jeden Wieſenverband ſoll in der Regel ein Wie ſenvorſteher zur 
Wahrnehmung der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten von und aus den Wie⸗ 
ſenbeſitzern des Verbandes gewaͤhlt werden. „Doch iſt es geſtattet, daß ſich 
mehrere Wiefenverbände in einem Gemeindebezirke einen gemeinſchaftlichen Wie— 
ſenvorſteher waͤhlen, welcher nur in dem einen Verbande Wieſen beſitzt. 


Iſt die Zahl der Mitglieder eines Wieſenverbandes fo gering, daß die 
emeinſchaftlichen Angelegenheiten ohne Nachtheil von den Intereſſenten ſelbſt 
be und durch Beſchluͤſſe derſelben geordnet werden koͤnnen, ſo ſoll gegen 
den Beſchluß der Intereſſenten auf Beſtellung eines Wieſenvorſtehers nicht 
gedrungen werden. 


H. 55. 


Die Wahl der Wieſenvorſteher erfolgt unter Leitung des Amtmanns 
oder Buͤrgermeiſters, welcher den Gewaͤhlten vereidigt, nachdem der Landrath 
die Wahl beſtaͤtigt hat. 


Kommt die vorſchriftsmaͤßig angeordnete Wahl wegen Nichterſcheinens 
der Betheiligten oder ſonſt durch ihre Schuld nicht zu Stande, ſo ernennen die 
Wieſenſchoͤffen den Vorſteher vorbehaltlich der Beſtaͤtigung durch den Landrath. 


H. 56. 


Bei der Wahl der Wieſenvorſteher, wie in allen Faͤllen, in denen es 
einer Abſtimmung der bei Bewaͤſſerungsanlagen betheiligten Grundbeſitzer uͤber 
gemeinſchaftliche Angelegenheiten bedarf und nicht ausdruͤcklich ein anderweites 
Verfahren angeordnet worden iſt: 


1) werden die Stimmen nicht nach Perſonen, ſondern nach Verhaͤltniß der 
betheiligten Grundflaͤchen der Stimmenden gezaͤhlt; 


2) entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit der auf ordnungsmaͤßige Ein⸗ 
ladung Erſchienenen und verbindet auch die Ausgebliebenen; 


3) genügt es, wenn die Vorladung zu der Berathung den zeitigen Nutz 
nießern oder Paͤchtern der betheiligten Wieſen infinuirt, oder ſtatt deſſen 
durch das Kreisblatt und die oͤrtliche Publikationsweiſe von Voltzeiver- 
ordnungen Öffentlich bekannt gemacht wird. Es iſt Sache der Eigen⸗ 
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thuͤmer der Wieſen, die Nutznießer oder Pächter mit der noͤthigen Ins 
ſtruktion oder Vollmacht zu verſehen; 


4) ſind zwiſchen der Vorladung oder der oͤffentlichen Bekanntmachung und 
dem Termin 14 Tage frei zu laſſen, ſofern nicht die Dringlichkeit der 
zu VERRAT, Angelegenheit unumgänglich eine Abkuͤrzung dieſer Friſt 
erfordert. 


$. 57. 


Aus jedem Magiſtrats- und jedem Amtsbezirke werden drei Wiefen- 
ſchoͤffen und ein Stellvertreter von den Stadtverordneten oder der Amtsver⸗ 
ſammlung gewählt, von dem Landrathe beſtaͤtigt und vereidet. 


Sie bilden mit dem Buͤrgermeiſter oder Amtmann und unter deſſen 
Vorſitz eine Amtsgenoſſenſchaft, in welcher jedes Mitglied leiches Stimmrecht 
hat; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſtzenden. Ein guͤl⸗ 
tiger Beſchluß kann nur durch den Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitglie— 
der gefaßt werden. 


H. 58. 


Aus jedem Magiſtrats- und jedem Amtsbezirke wird ferner ein Kreis— 
ee von den Kreisſtaͤnden gewaͤhlt, von der Regierung beſtaͤtigt 
und durch den Landrath vereidet. 


Die Kreisfachverftändigen bilden unter dem Vorſitz des Landraths eine 
Amtsgenoſſenſchaft, in welcher der Landrath und jedes Mitglied gleiches Stimme 
recht hat; bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Landraths den Ausſchlag. 


Ein guͤltiger Beſchluß kann nur durch den Vorſitzenden und mindeſtens 
drei Kreis ſachverſtaͤndige gefaßt werden. 


Der Landrath hat zu den Berathungen vorzugsweiſe diejenigen Kreis⸗ 
Sachverftändigen zu berufen, aus deren Bezirken die zum Beſchluß vorliegenden 
Sachen herſtammen. 


$. 39. 


Die Wieſenvorſteher, Wieſenſchoͤffen und Kreisſachverſtaͤndigen bekleiden 
Ehrenaͤmter, welche zum Nutzen des gemeinen Beſten diejenigen erhalten, denen 
ihre Mitbuͤrger ein vorzuͤgliches Vertrauen ſchenken. 


Es liegt ihnen neben den ihnen zugewieſenen beſonderen Dienſtpflichten 
ob, die Wieſenkultur des Kreiſes und insbeſondere ihrer Bezirke auf jede Weiſe 
zu fördern. Dieſelben muͤſſen im Kreiſe anſaͤſſige Grundbeſitzer fein, eine ge: 
trennte oder zuſammenhaͤngende Wieſenflaͤche von mindeſtens einem Morgen 
ſelbſt bewirthſchaften und diejenigen Kenntniſſe und Erfahrungen beſitzen, welche 
zur Wahrnehmung ihres Amtes erforderlich ſind. Wer dieſe eee 
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beſitzt, iſt verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen. Nur ein Alter 
von 60 Jahren oder beſcheinigte koͤrperliche Unfähigkeit find Grunde zur Ab⸗ 
lehnung. Niemand ſoll jedoch zwei dieſer Aemter zugleich verwalten. 


Nach Ablauf von drei Jahren wird eine neue Wahl vorgenommen. Die 
Ausſcheidenden find zwar wieder wählbar, haben aber das Recht, für die naͤch— 
ſten drei Jahre die Wahl abzulehnen. Pflichtverletzungen der Wieſenvorſteher 
koͤnnen die Wieſenſchoͤffen durch Verweiſe, die Kreis-Sachverſtaͤndigen durch 
Ordnungsſtrafen bis auf 5 Thaler Geldbuße in jedem Falle ruͤgen. Sollte ein 
Wieſenvorſteher ſich ſolcher Nachlaͤſſigkeiten oder Vergehungen ſchuldig machen, 
daß ſeine Amtsentſetzung erforderlich wird, ſo erfolgt die Entlaſſung im Ver⸗ 
waltungswege auf vorgaͤngige Unterſuchung des Buͤrgermeiſters, reſp. Amt⸗ 
manns und nach Anhörung der Stadtverordneten, reſp. Amtsverſammlungen 
durch die Regierung. Im gleichen Falle erfolgt die Entlaſſung der Wieſen⸗ 
ſchoͤffen und Kreis- Sachverftändigen auf vorgangige Unterfuchung des Land- 
raths und nach Anhoͤrung der Kreisſtaͤnde durch die Regierung. 


Die Verhandlungen uͤber die Wahl, Beſtaͤtigung und Verpflichtung der 
ſaͤmmtlichen Beamten find ſtempelfrei. 


$. 60. 


Der Landrath, die Buͤrgermeiſter und Amtmaͤnner koͤnnen fuͤr die Be— 
ſorgung der ihnen durch dieſe Ordnung zugewieſenen Geſchaͤfte keine Tages⸗ 
elder oder Fuhrkoſten, ſondern nur die ſonſtigen baaren Auslagen an Kopia⸗ 
ien, Botenlohn ꝛc. liquidiren. 


Die Wieſenvorſteher verwalten ihr Amt unentgeltlich; doch haͤngt es von 
dem Beſchluſſe der Verbandsgenoſſen ab, denſelben eine ere Beſoldung 
zuzubilligen; ein ſolcher Beſchluß bedarf zu ſeiner Guͤltigkeit der Beſtaͤtigung 
des Buͤrgermeiſters oder Amtmanns. ; 


Die Wieſenſchoͤffen und Kreis-Sachverſtaͤndigen erhalten keine feſte Be: 
ſoldung, ſondern nur einen Erſatz fuͤr Reiſekoſten und Verſaͤumniß, und zwar 
die Kreis⸗Sachverſtaͤndigen für jeden vollen Geſchaͤftstag incl. Reife 2 Thaler, 
die Wieſenſchoͤffen 20 Silbergroſchen, ohne daß für die Anfertigung der zu 
ihrem Berufe gehoͤrenden Arbeiten oder fuͤr baare Auslagen etwas Beſonderes 
berechnet werden koͤnnte. Unter einem vollen Geſchaͤftstag wird eine Arbeits— 
oder Reiſezeit von 7 Stunden verſtanden. Bei längerer oder kuͤrzerer Beſchaͤf— 
tigung wird die Remuneration verhaͤltnißmaͤßig, jedoch hoͤchſtens um die Halfte 
erhöht oder herabgeſetzt. 

Es wird den Landraͤthen, Buͤrgermeiſtern und Amtmaͤnnern zur beſon— 
deren Pflicht gemacht, die Verſammlungen und das Verfahren der Kreis— 
Sachverftändigen und Wieſenſchoͤffen in folcher Weiſe anzuordnen, daß dadurch 
moͤglichſt wenig Koſten entſtehen. € 

H. 61. 

Dieſe Koſten (H. 60.) trägt der Unternehmer der Anlage. 
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Mehrere Unternehmer kontribuiren unter einander dazu, wie zu den uͤbri⸗ 
al gemeinſamen Koſten, alſo in der Regel nach Verhaͤltniß des Flaͤchenin⸗ 
alts ihrer Wieſen (conf. H. 43.). 

Sind durch unbegruͤndete Beſchwerden Einzelner Koſten erwachſen, ſo 
muͤſſen fie von dieſen getragen werden, welches in den Beſcheiden der Wieſen— 
ſchoͤffen ꝛc. jedesmal auszuſprechen iſt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Polizeiliche Vorſchriften. 


$. 62, 


Alle Bewaͤſſerungs-Anlagen muͤſſen in gutem baulichen Stande erhalten 
und die Gräben in der Regel bis zum 1. November jeden Jahres vollſtaͤndig 
aufgeraͤumt und gereinigt werden. 


Die Raͤumung der Ober- und Untergraͤben der Triebwerke liegt in Er⸗ 
mangelung ee ſpezieller Rechtstitel den Triebwerksbeſitzern ob. 


$. 63. 


Die Breite des Raumes, auf welchen der Ausſchlag aus den Graͤben 
geworfen wird, darf überall fünf Fuß nicht uͤberſteigen. Die Naumungspflich- 
tigen muͤſſen den Auswurf binnen 14 Tagen nach dem Auswerfen von den 

rabenraͤndern entfernen, und zwar wo moͤglich alle zu gleicher Zeit. 


$. 64. 


Bäume, Hecken, Sträuche und ſogenannte Maalbuͤſche find in den Wieſen 
nicht zu dulden. 


Zum Schutze der Wieſen an oͤffentlichen Wegen und Triften duͤrfen 
Hecken belaſſen und angelegt, muͤſſen jedoch ſtets im gehörigen Schnitte gehal⸗ 
ten werden und eine Höhe von 6 Fuß nicht uͤberſchreiten. Die Wieſenflaͤchen 
muͤſſen Behufs deren beſſerer Waͤſſerung nach Möglichkeit geebnet, zu gehöriger 
Zeit von den Maulwurfshaufen geſaͤubert, auch die Maulwuͤrfe und andere in 
ähnlicher Weiſe den Wieſen ſchaͤdliche Thiere weggefangen und ſonſt vertilgt 
werden. a 


H. 65. 


Mit Schweinen ſollen die Wieſen niemals behuͤtet werden. 


Auch ſoll die Behuͤtung mit Schafen uͤberall unterbleiben, wo es ohne 
Beeinträchtigung wohlerworbener Rechte geſchehen kann. Wo . 
Rechte 
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Rechte entgegenſtehen, da darf die Schafhuͤtung zwar nach bisheriger Obſer— 
vanz fernerhin ausgeuͤbt werden, jedoch im Frühſahr nur bis Bean Apel 
und im Herbſt nicht vor vollendeter Grummeternte, und auch in dieſer Zeit 
nur auf trockenen Wieſen, auf naſſen Wieſen nur bei Froſtwetter. 


Die Wieſenſchoͤffen beſtimmen, welche Wieſen in dieſer Beziehung als 
trockene und naſſe zu betrachten find, koͤnnen auch die Schafhuͤtung im Fruh⸗ 
jahre ſchon vor dem „ April unterſagen, wenn bei eintretender warmer Wit⸗ 
terung ſich der Gras wuchs fruͤher fo hebt, daß die Behuͤtung demſelben erheb- 
lichen Schaden bringen wuͤrde. Ebenſo koͤnnen ſie die Schafhuͤtung im Herbſte 
bei eintretender naſſer Witterung verbieten. 


$. 66. 


Rindvieh darf im Fruͤhjahre und bis zur Vollendung der Grummeternte 
nicht auf den Wieſen geweidet werden. Im Herbſte nach vollendeter Grummet— 
Ernte darf die Behuͤtung trockener Wieſen mit Rindvieh in hergebrachter Weiſe 
Statt finden, jedoch nicht laͤnger als bis Ende Oktober. 


Bei eintretender naſſer Witterung koͤnnen die Wieſenſchoͤffen die Ein⸗ 
ſtellung der Huͤtung ſchon fruͤher anordnen. Dieſelben beſtimmen auch, welche 
Wieſen ihrer naſſen Lage wegen mit der Rindviehhuͤtung zu verſchonen ſind. 


§. 67. 


Neugebaute oder umgebaute Wieſen bleiben während der erſten 2 Jahre 
nach Ausfuͤhrung der Anlage von aller fremden Huͤtung befreit, und ſind ſelbſt 
auf laͤngere Zeit noch in ſoweit damit zu verſchonen, als dies zur Ausführung 
der Anlage und zur Sicherung ihres Zweckes erforderlich iſt. 


H. 68. 
Uebertretungen der Vorſchriften der $$. 65. 66. und 67. werden mit 
15 Silbergroſchen fuͤr jedes Schwein und jedes Stuͤck Rindvieh, und mit 5 ©il- 
bergroſchen für jedes Schaf beſtraft. 
Die Brodherren vertreten die Handlungen ihrer Hirten und Dienſtboten, 
die Eltern diejenigen ihrer Kinder ohne Einſchraͤnkung. 


§. 69. 


Die Vorſchriften der HH. 62—67. bezwecken nur, das gemeine Beſte zu 
foͤrdern, und zu verhuͤten, daß ein Wieſenbeſitzer durch die Nachlaͤſſigkeit oder 
den Unverſtand ſeiner Nachbarn in der zweckmaͤßigen Bewirthſchaftung und 
Berbeſſerung ſeiner Wieſen gehindert wird. 


In ſofern alſo eine Abweichung von jenen Vorſchriften nicht zur Beein⸗ 
traͤchtigung des gemeinen Beſten oder benachbarter Wieſenbeſitzer Führt, ſoll 


(Nr. 2773.) die⸗ 


— 506 — 


dieſelbe nicht geruͤgt und Niemand ohne Noth in dem freien Gebrauch ſeines 
Eigenthums beſchraͤnkt werden. 


$. 70. 


Fur Fluͤſſe und Bäche ſoll uberall, wo es den Wieſenſchoͤffen nothwen⸗ 
dig erſcheint, durch dieſe eine beſtimmte Breite feſtgeſetzt werden, welche bin⸗ 
nen einer angemeſſenen Friſt herzuſtellen iſt und nicht veraͤndert werden darf. 


Wenn die erſte Herſtellung der feſtgeſetzten Breite die Grenzen einer ge⸗ 
woͤhnlichen Grundraͤumung uͤberſchreitet, ſo erfolgt dieſelbe auf gemeinſchaftliche 
Koſten aller derjenigen, in deren Intereſſe ſie geſchieht, nach Verhaͤltniß der 
Flaͤche. Wer hiernach beizutragen hat und in welchem Verhaͤltniß, beſtimmen 
die Wieſenſchoͤffen. 


Die Ufer muͤſſen von den raͤumungspflichtigen Triebwerks- und reſp. 
Uferbeſitzern oder — ſoweit letztere zu Wieſenverbaͤnden gehoͤren — von den 
Wieſenverbaͤnden ſtets in der obigen Breite und in einem für die Vorfluth und 
Wieſenbewäſſerung nicht hinderlichen Zuftand erhalten werden. 


g. 1. 


Zur Prüfung, ob die Bewaͤſſerungsanlagen ordnungsmaͤßig unterhalten, 
die Gräben gehörig geräumt und die ſonſtigen Beſtimmungen dieſer Wieſen⸗ 
Ordnung, ſowie der Verbandsordnungen beobachtet werden, ſoll durch die Wie: 
ſenſchoͤffen unter Zuziehuug des Wieſenvorſtehers und einer angemeſſenen Zahl 
von Wieſenbeſitzern alljährlich zweimal, und zwar im November und April, 
eine Wieſenſchau durch Begehung ſaͤmmtlicher Wieſen vorgenommen werden. 


Bei der erſten Schau im November iſt vorbehaltlich des Rekurſes an 
die Kreis⸗Sachverſtaͤndigen zu beſtimmen, welche 2 bei den Waͤſſerungs— 
Anlagen oder auf den Wieſen abzuſtellen ſind, und binnen welcher Zeit dies 
geſchehen ſoll; bei der zweiten Schau im April iſt hauptſaͤchlich zu pruͤfen, ob 
das Angeordnete befolgt ſei. 


Der Buͤrgermeiſter oder Amtmann hat die Wieſen ſeines Bezirks in der 
Regel in drei Schaubezirke einzutheilen und jedem Wieſenſchoͤffen einen ſolchen 
Bezirk zur Abhaltung der Schauen zu uͤberweiſen. Von Zeit zu Zeit muß der 
Buͤrgermeiſter oder Amtmann ſelbſt der Schau beiwohnen. 


§. 72. 


Jede Zuwiderhanblung gegen die Vorſchriften der Verbandsordnung, 
die Nichtbefolgung der von den Wieſenſchöͤffen und Kreis = Sachverftändigen 
getroffenen Anordnungen, ſowie jede Beſchaͤdigung oder eigenmächfige Veraͤn⸗ 
derung der Bewaͤſſerungsanlagen, zieht eine Polizeiſtrafe bis 5 Thaler nach 
ſich. Insbeſondere verfaͤllt in dieſe Strafe derjenige, welcher das Waſſer in 

einem 


. — 


einem groͤßeren Umfange, als er berechtigt, oder zu einer Zeit, wo er nicht 
berechtigt iſt, ſeiner Wieſe zuwendet oder zuwenden laͤßt. 


§. 73. 


Dieſelbe Strafe trifft die Beſitzer von Triebwerken, welche den Beſtim⸗ 
mungen dieſer Ordnung zuwider das Waſſer den Wieſen entziehen. 


H. 74. 


Die Beſitzer von ſolchen gewerblichen Anlagen, welche das von ihnen 
benutzte Waſſer mit fuͤr die Wieſen ſchaͤdlichen Stoffen erfuͤllen, muͤſſen dieſe 
nach Ermeſſen und Anweiſung der Polizeibehörde in Klaͤrteichen oder ſonſtigen 
Anlagen zum Niederſchlag bringen, ehe das Waſſer den Fluͤſſen, Baͤchen oder 
Waͤſſerungsgraͤben wieder zugeleitet wird, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe 
von 5 bis 10 Thalern. 


$. 75. 


Die nach dieſer Wieſenordnung zu verhängenden Strafen ſetzt der Buͤr⸗ 
germeiſter oder Amtmann im gewöhnlichen Polizeiverfahren feſt, ſoweit die Feſt⸗ 
ſetzung nicht dem Wieſenvorſteher nach H. 46. uͤberlaſſen if. Der Buͤrger⸗ 
meiſter oder Amtmann hat in den Strafreſoluten fogteich alternativ die ver⸗ 
wirkte Geldſtrafe und das Maaß der an Stelle derſelben im Unvermoͤgensfalle 
eintretenden Freiheitsſtrafe zu beſtimmen. Auch bleibt es ihm uͤberlaſſen, der 
Freiheitsſtrafe gegen Wieſenbeſitzer, deren An ehoͤrige und Pächter eine Straf: 
ne von gleicher Dauer an den gemeinſchaftlichen Waͤſſerungsanlagen zu 
ſubſtituiren. 


Die Strafgelder ſollen zum Beſten der beſchaͤdigten Wieſen und vor- 
zugsweiſe zur Unterhaltung und Verbeſſerung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
verwendet werden. Wo eine Verbandskaſſe beſteht, fließen ſie zu derſelben. 


Gegen die Strafreſolute des Wieſenvorſtehers und des Buͤrgermeiſters 
oder Amtmanns findet der Rekurs an den Landrath binnen 10 Tagen Statt. 


Ueberſteigt die Strafe 5 Thaler Geldbuße oder vierzehntaͤgige 1 
nißſtrafe, fo hat der Landrath die Verhandlungen an die Regierung zur Ab- 
faſſung des Rekursbeſcheides einzureichen, in ſofern der Verurtheilte nicht von 
dem nach H. 247. Anhang zur Allgemeinen Gerichtsordnung ihm zuſtehenden 
Rechte der Provokation auf den Rechtsweg Gebrauch macht. 


§. 76. 


Die Wieſenvorſteher haben bei ihren Anzeigen von Kontraventionen 
gegen die Wieſenordnung und Verbandsordnung die Glaubwuͤrdigkeit, welche 
den Unterbeamten der Polizei zuſteht. Zur Anzeige ſolcher Kontraventionen 

Gr. 2778.) l ſind 
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ſind außerdem die MWiefenfchöffen, Ortsvorſteher, Polizeidiener, Gendarmen und 
Flurſchuͤtzen verpflichtet. ö 


§. 77. 


Saͤmmtliche im Kreiſe Siegen bisher geltende, auf den Bau, die Be⸗ 
waͤſſerung und Unterhaltung der % ieſen ſich beziehende Geſetze und Verord— 
nungen werden hierdurch aufgehoben. 

Das Geſetz uͤber die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. 
findet im Kreiſe Siegen in Beziehung auf Wieſenbewaͤſſerungs-Anlagen fortan 
nur in ſoweit Anwendung, als ſeine Vorſchriften in dieſer Verordnung aus⸗ 
druͤcklich in Bezug genommen ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 28. Oktober 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Muͤhler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Uhden. Frh. v. Canitz. v. Duͤesberg. 


